



STELLENAUSSCHREIBUNG FÜR
ABGEORDNETE(R) NATIONALE(R) SACHVERSTÄNDIGE(R) 

	GD – Direktion – Referat
	Gemeinsame Forschungsstelle – DIR. B. Wachstum und Innovation – Referat B.5 – Kreislaufwirtschaft und nachhaltige Industrie
	Stellenummer in Sysper:
	JD 432368
	Kontaktperson:

Gewünschter Dienstantritt:
Dauer der 1. Abordnung:
Dienstort:
	Caroline LAMBERT, HoU B5
Email: caroline.lambert@ec.europa.eu
Telephone: +34954488203

2 Quartal 2024
2 Jahr(e)
☐ Brüssel  ☐ Luxemburg  ☒ Anderer: Sevilla, Spanien


	
	☒ Mit Vergütungen    ☐ Unentgeltlich abgeordnet

	Auf diese Stellenausschreibung können sich Bedienstete:
☒ der EU-Mitgliedstaaten bewerben
☐ des EFTA-EEA In-Kind Abkommens (Island, Liechtenstein, Norwegen) bewerben

	Auf diese Stellenausschreibung können sich auch Bedienstete:
☒	der folgenden EFTA-Staaten bewerben:
	☐ Island   ☐ Liechtenstein   ☒ Norwegen   ☐ Schweiz
☒	der folgenden Drittländer bewerben: Türkei
☐	folgender zwischenstaatlicher Organisationen bewerben:	N/A

	Bewerbungsschluss:
	 2 Monate     1 Monat




Wer wir sind
Die Gemeinsame Forschungsstelle (GFS) bietet eine einzigartige Gelegenheit, die EU-Politik in einem lebendigen und multidisziplinären Arbeitsumfeld zu unterstützen. Der Austausch mit Experten aus den Mitgliedstaaten, Industrieverbänden und der Europäischen Kommission ist Teil der täglichen Arbeit. 
Die Arbeit in der GFS ist familienfreundlich. Der Bewerber/die Bewerberin ist Teil eines multikulturellen, dynamischen, sehr interaktiven und gut strukturierten Teams, muss aber über ein hohes Maß an Selbstorganisation verfügen und einen Großteil der Aufgaben selbständig wahrnehmen. Es werden Internet-basierte Tools für die Zusammenarbeit bereitgestellt und in großem Umfang genutzt. 
Das Referat B5 „Kreislaufwirtschaft und nachhaltige Industrie“ leistet wissenschaftliche Unterstützung für die Gestaltung der Umweltpolitik der EU und verfolgt damit die Ziele des ökologischen Wandels. 
Das Referat ist in den Bereichen industrielle Nachhaltigkeit, Umweltauswirkungen von Produkten, Kreislauf- und Abfallwirtschaft, Umweltökonomie und Taxonomie für ein nachhaltiges Finanzwesen tätig. 
Referat B.5 bewertet Technologien und Prozesse, wirtschaftliche und finanzielle Tätigkeiten sowie die Umweltauswirkungen von Produkten und Dienstleistungen. 
 Um die sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen der EU-Umweltpolitik und anderer EU-Politiken mit einer starken Umweltdimension zu bewerten, wendet das Referat analytische Instrumente und Modelle an.  
Die Arbeitsweise des Referats basiert auf wissenschaflticher Methodik und strukturierter Konsultation einschlägiger Interessensgruppen und Sachverständigen.



Stellenprofil (wir schlagen vor)
Die Europäische Kommission führt ein Auswahlverfahren durch, um die Stelle eines/r Abgeordneten Nationalen Sachverständigen – ANS – im Europäischen Büro für die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (EIPPCB) als BREF-Autor zu besetzen. 
Von diesen BREF-Autoren wird die Mitarbeit an der Erstellung und Überarbeitung einer Reihe von Referenzdokumenten zu Besten Verfügbaren Techniken (BREFs/BVT-Merkblätter) im Rahmen der Umsetzung der Industrieemissionsrichtlinie (IE-RL, 2010/75/EU, derzeit in Überarbeitung) erwartet. Bis die Ergebnisse der Überarbeitung der IED vorliegen, umfassen die betroffenen Bereiche unter anderem Folgendes (sind aber nicht beschränkt darauf):
Bergbau; 
Tierhaltung; 
Deponien; 
energieintensive Industrie. 
BREF-Autoren unterstützen die Koordinierung der Arbeit einer technischen Arbeitsgruppe (TWG) mit 80 bis 200 europäischen Experten zur Erstellung oder Überarbeitung von BREFs. Weitere Informationen sind zugänglich unter: http://eippcb.jrc.ec.europa.eu/. 
Die Hauptaufgaben eines BREF-Autors unter Betreuung eines Beamten oder Zeitbediensteten der Kommission bestehen darin: 
die Diskussionen und denAustausche innerhalb der TWG bezüglich relevanter Fragen bei der Erarbeitung des BVT-Merkblattes voranzubringen und Kompromisslösungen zwischen den Beteiligten in schwierigen technischen Fragen zu finden; 
die Informationen für das BVT-Merkblatt aufzuarbeiten, insbesondere auch durch weitergehende Recherche nach relevanten Informationen sowie durch Analyse und Validierung der von den TWG-Mitgliedern bereitgestellten Informationen;  
das BVT-Merkblatts (einschließlich der BVT-Schlussfolgerungen, die zu einem Durchführungsbeschluss der Kommission werden) auf der Grundlage der bereitgestellten Informationen zu entwerfen oder zu überarbeiten, sowie die technischen Diskussionen in Sitzungen der TWG oder der Untergruppen zu organisieren und zu fördern.


Auswahlkriterien (wir suchen)
Erforderlich: der ausgewählte Bewerber sollte über ein Bildungsniveau verfügen, das einem abgeschlossenen Hochschulstudium mit einer Regelstudienzeit von mindestens drei Jahren entspricht, vorzugsweise in Chemie, Physik oder Ingenieurwesen. 
Berufserfahrung: 
1. Mindestens fünf Jahre Erfahrung und gute Kenntnis industrieller Prozesse und damit zusammenhängender Umweltfragen in einem oder mehreren Bereichen, die für das Arbeitsprogramm des Büros relevant sind (siehe oben). 
2. Die Bewerber sollten eindeutig angeben, in welchen dieser Bereiche sie qualifiziert sind. Bewerber sollten einer hohe Arbeitsbelastung in komplexen technisch-wirtschaftlichen Fragen gewachsen sein, strenge Fristen einzuhalten und vor allem teamfähig sein; 
3. Erfahrung in der Verfassung und Durchsetzung von Genehmigungen für IED-Anlagen ist von Vorteil. 
4. Die Bewerber sollten über Grundkenntnisse der EU-Umweltpolitik (insbesondere der IVU- und der IE-Richtlinie und ihrer Ausgestaltung) und der Umweltgesetzgebung in den Mitgliedstaaten verfügen. 

Die GFS verfolgt eine Politik der Chancengleichheit – bei gleicher Eignung wird dem Geschlecht in der Minderheit der Vorzug gegeben. 
Für die Ausübung der Tätigkeit erforderliche Sprachkenntnisse: Englisch ist die vorherrschende Arbeitssprache; gute Englischkenntnisse sind daher sowohl auf mündlicher als auch auf schriftlicher Ebene unerlässlich.
	


Zulassungsbedingungen
Abordnungen fallen unter den Beschluss C(2008) 6866 der Kommission vom 12.11.2008 über die Regelung für zur Kommission abgeordnete oder sich zu Zwecken der beruflichen Weiterbildung bei der Kommission aufhaltende nationale Sachverständige (ANS-Beschluss).
Gemäß dem ANS-Beschluss muss ein nationaler Sachverständiger zu Beginn der Abordnung die folgenden Zulassungskriterien erfüllen:

Berufserfahrung: eine mindestens dreijährige Berufserfahrung mit Aufgaben im administrativen, justiziellen, wissenschaftlichen oder technischen Bereich in beratender oder leitender Funktion, die mit den Tätigkeiten der Funktionsgruppe Administration (AD) vergleichbar ist.
Dienstalter: ein Dienstalter von mindestens einem Jahr (12 Monate) beim Arbeitgeber in einem dienst- oder vertragsrechtlichen Verhältnis.  
Arbeitgeber: es muss sich um eine nationale, regionale oder lokale Verwaltung oder eine zwischenstaatliche öffentliche Organisation handeln; ausnahmsweise kann die Kommission nach einer besonderen Ausnahmeregelung Anträge annehmen, wenn es sich bei dem Arbeitgeber um eine öffentliche Stelle (z. B. eine Agentur oder ein Regulierungsinstitut), eine Universität oder ein unabhängiges Forschungsinstitut handelt.
Sprachkenntnisse: gründliche Kenntnisse einer Sprache der Europäischen Union und ausreichende Kenntnisse einer weiteren Sprache der Europäischen Union in dem für die Wahrnehmung der Funktion erforderlichen Maße. Ein nationaler Sachverständiger aus einem Drittland muss nachweisen, dass er über gründliche Kenntnisse in der zur Ausübung seiner Tätigkeit erforderlichen Sprache der Europäischen Union verfügt.

Bedingungen für die Abordnung nationaler Sachverständiger
Der/Die nationale Sachverständige bleibt während der gesamten Dauer der Abordnung bei seinem/ihrem Arbeitgeber angestellt und erhält seine/ihre Bezüge von diesem und ist auch weiterhin seinem/ihrem (nationalen) Sozialversicherungssystem angeschlossen.
Er/Sie übt seine/ihre Aufgaben innerhalb der Kommission nach Maßgabe des genannten ANS-Beschlusses aus und unterliegt den darin festgelegten Bestimmungen über Vertraulichkeit, Loyalität und Nichtvorliegen von Interessenkonflikten.  
Tagegelder können nur gewährt werden, wenn der/die nationale Sachverständige die Bedingungen gemäß Artikel 17 des ANS-Beschlusses erfüllt.
Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen, die in eine Delegation der Europäischen Union entsandt werden, benötigen eine Sicherheitsüberprüfung (nach SECRET UE/EU SECRET Niveau gemäß der Entscheidung der Kommission (EU-Euratom) 2015/444, O.J. L 72, 17.03.2015, p.53).  Der/Die nationale Sachverständige ist verpflichtet, das Überprüfungsverfahren vor der Abordnung einzuleiten.

Bewerbung und Auswahlverfahren
Die Bewerberinnen und Bewerber senden ihren Lebenslauf im Europass-Format (Home | Europass) auf deutsch, englisch oder französisch ausschließlich an die Ständige Vertretung / diplomatische Mission ihres Landes bei der EU. Diese leitet die Bewerbungen innerhalb der Fristen für das Auswahlverfahren an die zuständigen Kommissionsdienststellen weiter. Der Lebenslauf muss das Geburtsdatum und die Staatsangehörigkeit des Kandidaten/der Kandidatin enthalten. 
Die Bewerberinnen und Bewerber werden gebeten, ihrer Bewerbung keine anderen Dokumente (wie Kopien des Personalausweises, Kopien von Abschlusszeugnissen, Nachweise der Berufserfahrung usw.) beizufügen. Diese Dokumente sind gegebenenfalls in einem späteren Stadium des Auswahlverfahrens vorzulegen.

Verarbeitung personenbezogener Daten
Die Kommission trägt dafür Sorge, dass die personenbezogenen Daten der Bewerber/innen gemäß den Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates verarbeitet werden ([footnoteRef:1]). Dies gilt insbesondere für die Vertraulichkeit und Sicherheit dieser Daten. Bevor Sie sich bewerben, lesen Sie bitte die beigefügte Datenschutzerklärung. [1: ()	Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 21.11.2018, S. 39).“] 
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